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Demokratie in Gefahr? 

Die Zukunft der Staatlichkeit in Zeiten von Globalisierung, Privatisierung und 
Terrorismus 

FranzMerli 

Globalisierung, Privatisierung und Terrorismus verändern die traditionelle Rolle des 
Staates. Wir wollen uns im Folgenden ansehen, worin diese Veränderungen bestehen, 
welche Auswirkungen sie haben und welche Probleme sie bereiten. Konkret soll es um 
drei Fragen gehen: 

- Verliere der Scaat dadurch an Bedeutung? Und wenn das so ist:

- Isc das schieche? Leidet darunter die Qualität von Entscheidungen?

- Welche Funktionen kann und muss der Scaac unter den neuen Umständen noch
wahrnehmen?

I Der „gute alte" Staat als Ausgangspunkt 

Ausgangspunkt für meine Überlegungen ist der „gute alce" Staat. Der guce alte Staat 
ist für alles zuständig: er kann alles entscheiden, was die Gemeinschafi: anbelangt. Er ist 
die höchste Instanz: Es gibt keine übergeordneten Stellen. Und er hat einen exklusiven 
Entscheidungsbereich, also ein eigenes Territorium, auf dem nur er entscheidet. Wer in 
ihm entscheidet und wie das geschieht, ist durch die staatliche Verfassung vorgegeben: 
Entscheidungen werden demokratisch getroffen, müssen also auf den Bürgerwillen zurück­
führbar sein. Die Legitimation erfolgt im Prinzip durch Wahlen, wichtige Entscheidungen 
werden durch die gewählcen Vertreter im Parlament, also per Gesetz, getroffen; alle ande­
ren Organe sind gesetzesgebunden und die Regierung ist dem Parlament gegenüber verant­
wortlich. Zur demokratischen kommt die rechtsstaatliche Qualität: Machtausübung erfolge 
aufgrund von Verfassung und Gesetz, also rechcsgebunden, sie achtet die Grundrechte, 
behandele somit alle Bürger gleich und verfüge Freiheitsbeschränkungen nur aus gutem 
Grund und soweit notwendig; und sie unterwirfi: sich der Kontrolle durch unabhängige 
Gerichte. Demokratie und Rechtsstaat haben also eine exklusive Machtorganisations-, 
Machdegitimations- und Machcbegrenzungsfunkcion. 

Dieser gute alce Staat ist natürlich ein Idealbild. Bei genauerer Betrachtung ist er weder 
alc noch war er immer nur gut. Grundsätzlich gibt es ihn vielleicht seit 200 Jahren; 
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davor bestanden entweder zerspliccerce Einzelherrschaften oder absolute Monarchien 
ohne Verfassungen im heutigen Sinn. Und auch dann m_usste er erst wachsen: Eine echte
Demokratie und das Wahlrecht der Frauen wurden in Osterreich zum Beispiel erst 1918 
eingeführt, ihre sonstige Gkichberechcigung etwa seit den ?Ger-Jahren erreiche. Wichtige 
Encscheidungen sind bei uns in vielen Fällen von der Sozialpartnerschafe und allenfalls 
formal von Regierung und Parlament getroffen worden. Einen inhalclich effektiven 
Grundrechtsschutz gewährleistet die Verfassungsgerichtsbarkeit seit den 80er-Jahren, 
eine umfassende Rechtsgrundlage für die Polizei wurde erst Anfang der 90er-Jahre ge­
schaffen. Die Liste ließe sich verlängern. Aber trotz solcher Abstriche ist dieses Idealbild 
nicht ganz falsch - und vor allem ist es wichtig für das Verständnis und die Bewertung der 
Änderungen, die der Staat durch die drei Prozesse erfahre, um die es hier gehe. 

2 Globalisierung 

Mit „Globalisierung" ist eine Viclfalr von Verflechtungen gemeine, die über die Staaten 
hinausgehen, ofc weltweit wirken und sich in sehr vielen Bereichen auch innerhalb der 
Staaten auswirken. Als Beispiele für die ökologische, technische, kulturelle, wirrschafcliche 
und politische Globalisierung lassen sich der Klimawandel, die Computertechnologie, 
die Popmusik, der Welrhandel und die internationalen Finanzmärkte oder die �8-
Gipfelcreffen anführen. Neu sind nicht incemacionale Verflechtungen als solche, aber ihre 
Intensität und Breite. 

2.1 Formen 

Neben diesen Formen gibt es auch eine rechtliche Globalisierung, die man encweder als 
eigene Art oder auch als Reaktion auf andere Globalisierungsprozesse verstehen kan�.
Sie äußere sich u. a. in einem Bedeutungsgewinn des allgemeinen Völkerrechts und, fur 
uns am wichtigsten, in der Europäisierung des Rechts, die vor allem im Rahmen der EU 
scacdindet. 
Das Völkerrecht regele die Beziehungen der Staaten untereinander und bildet die Grundlage 
für internationale Organisationen. Sein wichcigstes Instrument sind Verträge, die Staaten 
und incernacionale Organisationen abschließen. Die Themen dieser Verträge sind vielfalcig 
und betreffen die Friedenssicherung (zum Beispiel die UNO-Charta und Abkommen 
gegen die Weiterverbreitung von Acomwaffen), den Menschenrechtsschutz (zum Beispiel 
die UN-Pakte und die Europäische Menschenrechcskonvencion), den Umweltschutz (zum 
Beispiel das Kyoco-Procokoll oder Abkommen über grenzüberschreitenden Abfal�crnns­
pore) und den Welthandel (zum Beispiel das Vercragsregime der Welthandelsorgamsanon 
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oder Abkommen über die Vcrccilung von Funkfn:qucnzen). Aber es o-ibc natürlich noch 
videandere Brn:iche. d ieo:bcnfo.Ils 1·eruaglich gcrcgclc5ind. Das gchrvo11 der Ancrkcnnung 
\'On Macurazi:ugnissen und Bcrufsausbil<lungt'.11 über die Bekämpfung von orgmisiem:r 
1-:.riminaliräru nd Korruption über den TicLSchurz in der Lar,dwirtschali: oder d:t. Vcrboc 
des H.i.ndcls mir gcra.hrdcrcn Ticrnn;cn bi zu uaßenverkdu, Gcfahrgurrrnnsporr oder 
Dopingbekämpfung. Bei dt:r UNO sind 518.000 völkcrrcchdiche Vem,ige regisr.rierr, an 
dcncrt mehr als zwei Scaaccn bereil igr Ind. Es gibt -oo Vc-rcrngc, die die: - NO selbst ini­
ti:ierr und 200. die der Europarar ausgearbeitet u_nd den Europaratsca,rrcn zum Ab ·hlu,s 
empfohlen har. Östem:ich hac über 2.500 bilaterale errräge, al !ein 192 rnir Deutschland, 
und über 1.300 mulrilatt:rnle \l<'.rrriige mic verschiedenen Parmern abgeKhlosstn. 
im Ergebnis haben wir dn sehr <llchrc, Netz an solchen Verträg,m und mir jedem von 
ihnen isc auch eine Bt·schrii11k1mgdes i1mcrstaatlichr:n Emschddrmg,;pio-lmums verbw1drn. 

enn, um nur ein Beispiel herau ·zugreifen. dje Firma Kasmcr & Öhltr das.Dach ih res 

Kaufhauses verändern will, kann das Probleme Hi.r den rarus der Grnzcr lnnc:.n, rndt als 
Wdrkulrnrcrbe nach dem mcsprcchc:ndc:n U�'ESCO-Abkommcn bereiten: ·nabhängig 
von den c:i11schliigigc:n ösrnreichischen Gcstrzcn und vom \'(i illen der Eige.müme.r und der 
B:mbehördt: sind. bestimmte Dachgc:stalcungcn rüchc mehr zuläs·ig. So ist m:rn iibcrall, 
wo man vc:rcragliche Vcrpfüchmngtn eingegangen ist, nid1c mehr vollscänd.ig frei. w1d 
je dichter diese, Verrrag;snerr. wird, dö,o 2cahlreid1er werden auch die Vorgaben, die.für 
innc�scaaclichc Gc .�erzgebu.ng und Rcchrsanwc:ndung bcsrehen. Die steigende 13edcumng 
der völkcrrcchdichen Bindungen führr zu einem ßcde11m11�-vcrlusr de� Sca�te$ als 
Em chc:iduugsinstanz. 
Eine ganz bc ·ondcrs um:nsivc Form der Zusamm�cir in inm:nacionalcn Organi­
satiom:n ist die. Errropiiische Union mit ihn.:m Kern, der Ruropiischc:n Gemcin,ichafr 
(EG). Sie bc:ruht zwlächst auf 11errr,iglir:.hm R•gdn, die schon für sich sehr rnrkc und 
umfa,;scnJc Ei11griffc In d, ösrcm:ichischc Rechr bewirken. Solche Regeln begründen 
erwa die gemcinschaJrswcicc Freiheit dc.s \; arcn-, Pcrsonc.u- wid Kapitalverkehr.. lmd die 
Diensclciscun�freiheit. die von den M-icgliedscaaten nur mcltr au nahmsweise beschrankt 
werden dürfen, sie verbieten die: Schledm:rrdlung von Bürgern aus anderen 1vlicglicd­
�l:aacen nkhr nur bei der f\rbeic, sondern auch zum Bcispid bei Sozi,ulcistungcn, bei der 
Sreuer, beim Eigtnru mscrwcrb undi.n vielen anderen Bereichen, und ·ic emhaltc:n Vorgaben 
für den \Xi'c:i:cbcwerb, -zum ßdspiel da.,; Verbot von Karccllc:n. Dnza komme, d:iss die Organe 
der Europäischen Gemeinschafcmit weit reichcndenRt:d1tscrzungsbcfugnissen ausgesc;ir­
tcr sind, also crmiichcigr wurden, auf der Grundlage der Verträge weitere Rechtsregeln. so
gen.inncesS1·k1mdiirn·ch1, zu erlassen. Meist ge d1ichtdasdurd1 Mch rhcicsemschcidungen. 
sodass es auJdrn \X'illen dcrösrerreich i ·chen Vcrm:tcr nicht ilnmcran kommu\11 icrlcrweilc: 

gibt es etwa 90.000 Seiten solchen Sekundärrechts zu fase allen Lebensbereichen. 
Vor allem aber hat das Gemeinschafcsrechc (das den Kern des EU-Rechts bildec) gegen· 
über dem Völkerrecht ein paar Besonderheiten, die ihm eine intensivere W'irkung im 
innerscaadichen Bereich verleihen. Viele seiner vertraglichen und ·d:.undärrechclichic11 
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Regeln sind unmittelbar anwendbar: Sie müssen also - anders als normales Völkerrecht -
nichc mehr durch österreichische Rechtsvorschrifi:en umgesetzt werden, sondern gelten 
ohne weiteres auch für die österreichischen Behörden und Gerichce und verpflichten 
und berechtigen die Menschen in Österreich direkt. Und wiederum anders als normales 
Völkerrechc haben diese Regeln auch Vorrang vor dem nationalen Recht, das heißt im 
Konfliktfall darf eine österreichische Rechtsvorschrifi:, die dem Gemeinschafi:srecht 
widerspricht, von österreichischen Behörden und Gerichten schlicht nicht angewendet 
werden. In bestimmten Bereichen unterliegen österreichische Rechtsvorschriften sogar 
schon im Entwurfsstadium einer präventiven EG-Kontrolle. Das alles wird dann durch 
den Europäischen Gerichtshof in Luxemburg konuollierr, und Verscöße können zu ver­
schiedenen Sanktionen und Schadensersaczpflichten führen. 

Der umfassende Regelungsbereich und die starke Wirkung des Europarechcs haben cief 
greifende Konsequenzen für prakcisch alle Rechtsbereiche in Österreich, vom Zivilrecht 
über das Strafrecht bis zum Verwalmngs- und Verfassungsrechc. Anschaulicher werden 
sie, wenn man einen bestimmten Bereich herausgreift; das soll hier das öffencliche 
Wirtschaftsrecht sein. 
Zu diesen Konsequenzen gehört zunächst, dass sich vorhandene österreichische Rechts­
regeln ändern müssen. Das kann Einzelaspekte wie die Preisauszeichnung in Euro oder 
ganze Sektoren wie das Bank- oder das Zollrecht becreffen; der Änderungsbedarf kann 
aber auch querschnittsarcig über viele Rechtsbereiche hinweg auftreten, wie zum Beispiel 
bei der Umwdtverrräglichkeicsprüfung oder eben beim Zugang von EU-Ausländern zu 
wirtschaftlichen Tätigkeiten in Österreich. Daneben erzeuge das Gemeinschali:srechc neue
Rechtsgebiete, verlange also, dass in Öscerreich bislang nicht oder nur rudimentär geregelte 
Bereiche neuen Vorschriften nach bestimmten Vorgaben unterworfen werden. Zu solchen 
neuen Rechtsgebiecen gehöre seic dem EU-Beitritt das Vergaberechc, das sicherstellen soll, 
dass öffentliche Aufi:räge des Staates oder staacsnaher Unternehmen (ecwa zum Bau von 
Autobahnen oder zur Lieferung von Papier) in einem transparenten Verfahren vergeben 
werden, in dem alle Anbieter aus der gesamten EU dieselben Chancen und ausreichenden 
Rechtsschutz haben. Das Beihilfenrecht als weiteres Beispiel verbietet wettbewerbs­
verzerrende Subventionen des Staates an Unternehmen und unterwirfi: die erlaubten 
Ausnahmen einem Konrrollverfahren der Europäischen Kommission. Das so genannte 
Regulierungsrecht schaffe unabhängige Aufsichtsbehörden (,,Regulatoren") und stattet 
sie mic besonderen Befugnissen aus, um sicherzustellen, dass in den jüngst dem Wett­
bewerb geöffneten Diensdeismngssektoren wie der Pose, der Telekommunikation, der 
Eisenbahn oder der Gas- und Stromversorgung faire Wetcbcwerbsbedingungen zwischen 
den früheren staatlichen Monopolisten und den neuen Anbietern herrschen und Grund­
versorgungsbedürfnisse der Bevölkerung auch dann erfülle werden, wenn das im Einzelfall 
nicht rentabel sein solke. Im Produktzertifizierungsrecht geht es um die gemeinschafi:s­
weice Marktzulassung von Produkten aufgrund einer Sicherheitsüberprüfung durch be­
sonders qualifizierte und staatlich zugelassene private Unternehmen (,,Zerrifizierer"). 
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Alles das sind wichtige, aber chcr trh·i:tlc folgen des EC-Beicritcs. Für den svsrcm:icisch 
denkenden Juriscen noch intcrc.,s:rnrcr sind cidi:r greifende, strukturell,: /fml;mngm des 
österreichischen Rech es. Auch im öffentlichen \°\,"i rtschnfi:sred1r rrecen sk :tuf und ie be­
treffen seine Organisation wie seine Verfahren und Inhalce. 
Im organisatorischen Bereich erfordern europarechdiche Vorschrifi:en zum Beispiel in 
bestimmten Bereichen, zum Beispiel der Lebensmicrelkomrolle und des Telekommuni­
kationsrechts, eine Trennung der Zuständigkeicen für - eher wissenschafcliche - Grund­
lagenfesc.stdlungen -auf der cincn und für - eher politische - Folgeemschcidungen auf 
der anderen • dtc. Das Gcmcinsd1a1i:.\rcchc verlangt auch immer wieder die Unab­
hängigkcir von Aufsichrsbchörden, crwa der Finanzmarktaufsicht oder der bereits 
genannten Regulatoren, während in Österreich Verwalcungsbehörden fast immer den 
Rcgicrw,gsmicgliedcrn gegenüber weisung ·gcbanden sind, damit deren parlamentarische 
Verancworcli hl.-eit nid1c ins .Leere läufi:. Auch far den Rechtsschucz, zum Beispiel gegen 
Rt.-gulatoren- UJlü Vcrgabc:encschcidungc.n. mussten aufgrund gemeinschafi:srechclicher 
Vorgaben neue lnscanzcn cinglTichcec werden. 
Im manchen Bereichen legt das Gemeinschafi:srechr, anders als das österreichische, den 
Schwerpunkt nicht auf das Ergebnis eines Prozesses, sondern auf den Prozess selbst; umso 
intensiver sind dann die Vorgaben für das J '"rrfalm:11. Bei der Vergabe öfl-emlichcr Au-fn-;igc 
oder bei der Umwelcverträglichkcitsprüfm1ggchc es ihm darum, ein cransparcmcsund in 
mehrere Phasen gegliedertes Verfuhren ltnter Einbeziehung aller möglichen ßccroffencn 
und sinnvollen Informationen, nicht aber eine ganz bestimmte Entscheidung zu ge­
währleisten. Bei der Projektbewilligung sollen umfassende Verfahren und einheidiche 
Genehmigungen die in Österreich übliche Praxis erseczen, dass jede Behörde in ihrem 
Bereich (zum Beispiel Baurecht, Wasserrecht, Gewerberecht) in einem eigenen Verfahren 
eine eigene Genehmigung erreilr. Vc:rf:tlm:nsvercinfachungen sind auch zum Beispiel 
nach der viel diskutierten und jüng t erla "cncn EG-Diemclcistungsrichdinie notwendig: 
Bestimmre Dokumente können nicht me.hr verlangrwerden, Übersetzungen müssen nichc 
in1merbeglaubigr�dn unddasganzc Verfuhren muss auch eldcrronm:habgcwickdt wcrdt'.11 

können. \"1( eitere A.ndcruDgcn bctrdlin di<.: Rolle der Verfahrc:.nsbctciligten. Wegtn der 
Glcichbdiandlungspflichc- kommen bc.:.'rrimmtc Rechte {zum Bei ,pid auf wimchali:lirhc 
ßecätigung), die in Österreich den eigenen Scaac ·bürgcrn ,·orbehalccn waren, nun allen EU­
Bürgern zu, und daher müssen auch Bürger aus anderen Mitgliedstaaten an Verfahren, die 
diese Rechte berühren, teilnehmen können. Außerdem gelten nach Gemeinschali:srecht 
Belange w_i.e der Schutz der Umwelc oder eine ordnungsgemäße Auftragsvergabe, die 
früher in Oscerreich als bloß „öffentliche" Interessen berrachcet wurden und deswegen 
nur die Behörden, nicht aber die Bürger ecwas angingen, als „subjektive" Rechte, die einen 
Anspruch auf Verfahrensteilnahme und die Befugnis zur gerichclichcn Anfechtung der 
Entscheidung begründen. Auch die Rechtsschutzverfahren mussten immer wieder verbes­
sert werden, von der gesonderten Anfechcbarkeic einzelner Verfahrensschritte über die 
Sicherstellung der Anrufung des Europäischen Gerichtshofes durch die österreichischen 
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Gerichte bis zur Ermächtigung von Verwalrungsrechtsschuczinstanzen, in bestimmten
Fällen einstweilige Verfügungen zu erlassen.
Scrukcurelle Änderungen betreffen aber nacürlich auch den Inhalt des Rechts. Zum 
Beispiel spiele in den gemeinschafi:srechclichen Vorgaben für das öffencliche Wircschafi:s­
recht das Instrument der Planung eine stärkere Rolle als bei uns früher üblich. So gibt 
es nunmehr Abfallwircschafi:spläne , Wasserwirtschafi:spläne, Umgebungslärm-Aktions­
pläne, Luli:rei n hal cungsprogra m mc. Emissionszertifikate-Zmcilungspläne, Telefon-N um­
merierung.p!äne. Lcbmsmittelkontroll-, revisions- und -probenpläne und andere mehr. 
Sie alle bi Iden die Gm ndlage für - hoffenclich rationalere - Einzelentscheidungen und 
führen damit auch zu einer weiteren Srufung von Verfahren. Eine stärkere Rolle als bisher
spielt auch das Informationsrecht. Dazu gehören Veröffenclichungspflichten, zum Beispiel
die Ausschreibungvon öffenclichen Aufi:rägen, die Publikation von Umgebungslärmkarten
für Scraßen oder von Registern zugelassener Produkczercifizierer, und Auskunfi:srechce,
zum Beispiel auf Umwelcinformacion, die jedem unabhängig von seiner Betroffenheit
zuscehen. Zum Informationsrecht zählen auch v ielfälcige Kennzeichnungspflichten,
für Zigarettenschachteln ebenso wie für Müsliriegel. Auf vielen technischen Produkten
findet sich das so genannte CE-Zeichen, das für „Conformire Europeenne" stehe und
die Übereinstimmung des Produkts mic den EG-Sicherheitsvorschrili:en ausdrücke. Wer
als Anwalt in einem anderen Mitgliedstaat arbeiten will, kann dies tun, muss aber zu­
nächst unter der Rechtsanwaltsbezeichnung seines Herkunfi:slandes (also zum Beispiel
als „avocac") aufi:recen, damit man weiß, dass er woanders herkomme und eine andere
Ausbildung hac. Auch die Warnung vor Produkten, die Hersteller und Behörden unter 
bestimmten Umständen aussprechen müssen, ist ein Informationsinstrument.
Weicere inhalcliche Änderungen bestehen in einer zunehmenden Ökonomisierung des
Rechts. Die neuen Risikoregeln etwa, die den Banken ein bestimmtes Mindestkapital als
Deckung für Kreditausfälle und andere Gefahren vorschreiben, gründen sich auf kom­
plizierte mathemacische Modelle zur Klassifikation der Bonität der einzelnen Schuldner­
klassen. Die handdbaren Emissionszercifikate für den CO,-Ausstoß sollen den Unter­
nehmen einen ökonomischen Anreiz geben, ihre Emissionen -über das rechclich Geborene
hinaus zu verringern und damit den K.limaschur1. effektiver zu machen. Die Mobilfunk­
lizenzen sind unter der gcscczlichcn Annahme vcr,teigerc worden, dass der Yleiscbieccude
sie am besten nutzen wird. In d�r Agrarförderung isc an die Stel.le von Prd�Tt:gclw1°cn d.le
so genanme "lnrcrvemion" gcrn:tt:0: Staatliche Srdlcn werden vcrpfüchcec, überschüssige 

Ware zu einem fescgc.lcgcen Preis :mfzu.kaufcn, un<l garanciercn damic indirekt ein be­
stimmtes l:V[indcscpreisniveau auf dem :1-.larkc. Durch die Zulassung von Konkurrenz aus
dem EU-Au5land und die Bcscitigung"',on Zusammcn�chlu�s• und Werbeverboten und
von Honorarregelungen werden auch Berufsfelder wie jenes der Anwälce oder Apotheker
weicer kommerzialisiert. Die Produktsicherheitsprüfungisc primär keine Behördenaufgabe
mehr, sondern wird von Privaten im Wettbewerb geleistet, und in dieselbe Richcung gehe
die Entrnonopolisierung von Telefon-, Pose-, und Eisenbahndiensdeistungen sowie der
Gas- und Stromversorgung. Der dem privaten Wettbewerb geöffnete Bereich wächst,
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und :JJl�crs als frühcr h>1t al� Folge �er vorhin angesprochenen ,, ubjekcivierung" ehcrnili 

bloß offcntl1chcr [meressen Jeder Wercbcwerbsrei lnehmcr nun ein Reche darauf. in icinen
Chancen g_egtnüber anderrn nichr bedncr.ichcigt zu werden. Daher kann er zum ßeispid
u.ngcrechdcrdgrc Subventionen oder Aufrrngsvcrgabcn an die Konkum:m: mir recht­
lid,cn M im·ln vcrhi ndern und nach der EG-Dien ·clcisrnngsrichdinie muss auch bci der
Errdlu ng von Konzessionen, d ic 7.ahknmißig be.,d, rän kc sind, d�r R<:chcs.,chutz des nicht
zum Zug gekommenen Konkmrenten gewährleisrec werden. Insgesamt encscehc damit so
ecwas wie ein a!lgemeines Recht au/fairen Wettbewerb.

�m inte'.essantesten. sin_d aber wohl ü/;�rgrdfmde strukturelle Anderungen. Dazu gehöre
erne gewisse Entterrztorzalwerung dt7 J t:r111,1ltung. Wenn die Behörden in Grenznähe bei­
pidswe.ise eine Fabrik genehmigen oder eint Umwc.lrvemäglichkcitsprüfunrr durchfüh­

ren, müssc:n icau� die: Auswi.ckungen auf das Ausland berücksichcigen und di;,\knschen,
die dorc woh11cn, 111 das Verfuhren cinbc-,deht:n. Eine ö ·rerrcichische Ba.nkzulassuno mus.s
in anderen �1icgHed raaten ohne gesondem: Priifung ancrbnm werden, und wen; diese
Österreichisd,e Bank dann dort dirigwi rd, unrerliegt �ie auch insoweit der Aufsithr der zu­
ständigen österreichischen Behörden, wie die spanische Bankaufsicht die österreichischen
Aktivitäten einer spanischen Bank koncrollierr. Verwalcungsemsch.cidungen, die bei uns
getroffen werden, können also auch Wirkungen in anderen Mitgliedstaaten encfalcen und
umgekehrt. Solche Entscheidungen nenne man transnationale T'ic1w,zlt1111gs,1ktc,.

Transnationale Verwaltungsakte setzen Vertrauen auf die Verwalcung anderer Mitglied­
staaten voraus und sie verlangen Zusammenarbeit. Daher finden sich die nationalen
Verwaltungsbehörden zunehmend in EU-weite Netzwerke eingebunden. Bei der Aufsicht
über grenzüberschreitend tätige Banken und andere Dienstleister müssen die nationalen 

Aufsichtsbehörden der betroffenen Micgliedsraaren kooperieren, und wenn eine öster­
reichische Behörde zum Beispiel meint, dass ein Produkt, obwohl es die gemeinschafi:­
lichen Anforderungen erfülle, unsicher ist, muss sie die Parmerbehörden in allen anderen
Mitgliedscaacen und die Europäische Kommission verständigen, damit dieses Produkt,
wenn es tatsächlich gefährlich ist, gleich in allen Mitgliedstaaten vom Markt genommen
(und das einschlägige Reche für die ganze EU verbessere) wird, andcrnfa!ls aber vor un­
gerechtfercigcen österreichischen Behinderungen geschützt werden kann. Im Einzelnen
können diese Kooperarionsverfahren eine Vielzahl von Behörden und europäischen 

Agencuren einschließen, bis zum Europäischen Gerichcshof und zurück führen und
sehr kompliziert sein. Eine gewisse Vereinfachung ergibt sich durch die Eincichrnng"\·ou
nationalen Verbindungssrellen, m die sich chnn die Behörden anderer �[lrglicdsr.intcn
unabhängig von der ofi: schwer durchschaubaren jewc-illgen Vcrwalmngsorganisarion
wenden können. Auch für Unternehmen und Bürger gibt es immer mehr ,einheitliche
Ansprechpartner" in den jeweiligen Micgliedstaaren. Innerstaatlich ist es dann manch­
mal schwierig, diese Verbindungsscellen und Ansprechparrner mit den eigenclich zu­
ständigen regionalen oder lokalen Behörden zu vernetzen und die jeweiligen Befugnisse
abzugrenzen.
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Insgesamt hac dec EU-Beicricc das öffencliche Wircschafcsrecht Österreichs stark verändere 
und für andere Rechtsbereiche gilc nichcs anderes. In der öffentlichen Diskussion ist immer 
wieder davon die Rede, dass 80 % der nationalen Gesetze „von Brüssel" vorgegeben werden. 
Das ist zwar übcrcrieben, aber seriöse Untersuchungen in Deutschland haben ergeben, dass 
der Anceil der deutschen Gesecze, die durch EU-Vorgaben veranlasse wurden, zwischen 
einem Viercel und einem Dritcel ausmacht, und das lässt sich - mit steigender Tendenz 
- auch auf Österreich übertragen. Jedenfalls isc damit ein erheblicher Bedeutungsverlusc 
des Scaates verbunden, der völkerrechtlich bedingce Souveränitätseinschränkungen weit
übersteigt.

2.2 Folgen 

Ein Bedeucungsverlust des Scaates müsste un. nicht wcitcr kümmern. wenn nichc der Staac 
die Organisacionsform wäre, in der noch am ehcsrtn demukmtiicht: und 'l'l!OJtssta,1tliche 
Emscheidungen gesichert werden können. Fallen Emschcidungcn anderswo, kann diese 
mühsam errungene Qualität wieder verloren gehen. 

Nun mli. en wid1tige 11ölkerri:cht!iche l hnli�� nach unserer Verfassung durch das ösrerrci­
cni.,chc Parlament genehmige: werden und crha.lcen dadui;ch auch �ine g,:wi.sc dcmokrn­
ci ·ehe Lcgitimacion. Allcrrungs j$t ic aus mehreren Gründen schwächer al bei i1111erscaac­
licheo Rcchtscrzungsmaßnahnu:n. Zunächst kann da., ö,1:crrci hii.chc Parlamenc, wenn 
t:in olchcr Vertrag zur Gcndimigung amtchc, nur mehr mit Ja oder Nein entscheiden; 
anders als bei einem Gtsetz, das die Rcgicru ng vorsch läge, kann es auf cincn fnhalrkcincn 
Einfluss mehr nehmen, denn dieser ist durch das Verhandlungsergebnis festgelegc, das die 
Regierung vorher erziele hac. DazuJrnmmr, daJ s c· auch nicht immer einfach 'ei11 sagen 
kann , wenn ihm cin Vcn:rng nicht gdhllc: Völkcnechrlichc Vcrrräge bestehen immer aus 
K,omprornlsstn, für die auch die Machrverhälrnissc zwischen den Srnaccn ciJ1e Rolle spic­
lca, und es gibt ma11chmal außenpollrische Sicuacioncn, cüe eine Gcnc�□ng nahc legen, 
auch wenn der Vcrcmg für sich genommen eher na.chccilig e.rschc:im. Ubcr den Ab. chltL�s 
und die Gc:nchmigung völk:i:rred1clichcr Vertrage frndct-zudcm kaum _je cinc öffentliche 
Diskussion scart, wie wir sie bd inncnpollrischen Maßnahme1\ gewohnt sind. chlicßlich 
werden durch völkerrechdiehe Vercräge immer mehr internationale Organisationen und 
Vercragsorgane mit eigenen Befugnissen errichtet. Beispiele dafür sind die UNO und 
ihr Sicherheitsrat, die Welthandelsorganisation mit ihren Streitschlichtungsgremien, 
die Internationale Telekommunikationsunion, der Europarat mic dem Europäischen 
Gerichtshof für Mcn�chcnrcchtc Wld viclt Expcrrcnnu.sschüssc. Diese Organisationen 
und Organe wenden die Vcrtragsrcgdn zum Tcil selbst an und entwickeln sie ofc auch 
weiter. Manchrm.l bcrriffi d-as eher technische Einztlfmgea ccwa die Ergänzung der 
Listen gefahrlicher Straßentran porcgücer, g_t.fihr lcccr Tier- und PFl.aiucnart'tn oder ver­
botener Dopingmittel. Manchmal sind auch grundlegendere Aspekte betroffen, \Xlas ecwa 
im Einzelnen den grundrechcJjchen Mindesma·nd�rd am;machc, den Ösce.rrcich nach 
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der Europäischen Menschenrechtskonvention einhalten muss, entscheidet ebenfalls ein 
Vercragsorgan, nämlich der Europäische Gerichcshof für Menschen rechce in Scraßburg. 
Manchmal gehen die Befugnisse noch weiter, Beispielsweise beruhen die Besetzung und 
Fremdverwaltung des Kosovo gegen den Willen der vorherigen Machchaber rechtlich auf 
emsprechenden Ermächtigungen oder wenigstens nachträglicher Billigung durch den 
UN-Sicherheitsrat. Aus demokratischer Sicht problemacisch ist nun, dass alle diese - für 
die Vertragscaacen meist verpflichcenden - Entscheidungen ohne Parlamentsbeceiligung 
ergehen und dass es sich immer öfi:er um Mehrheitsentscheidungen handele, die auch 
gegen den Willen der österreichischen Vercreter in den emsprechenden Organen gecroffen 
werden können. 

Auch in der Rechcseczung durch die EU liege keine reine Fremdbescimmung, weil darin ja 
eine Mitwirkung des österreichischen Volkes vorgesehen isc. Das Modell isc kompliziere, aber 
bei gröbster Vereinfachung läufi: es darauf hinaus, dass unsere Vercreter, die direkt oder 
indirekt durch die österreichischen Wähler legitimiere sind, in den wesentlichen Organen 
der EU, also in der Kommission, im Europäischen Parlament und im Miniscerrac, der­
zeit zwischen 2,3 und 3,7 % der Stimmen haben. Das isc, gemessen am österreichischen 
Anteil an der Gesamcbevölkerung der EU von 1,7 %, gar nicht so schlecht. Aber 3 % sind 
natürlich auch nicht viel, und abgesehen davon sind die Vertreter in Kommission und 
Parlament unabhängig, umerliegen also keinen Weisungen aus Österreich. Nur unsere 
Regierungsmitglieder können für ihr Stimmverhalten im Ministerrat der EU vom öscer­
reichischen Parlament gewisse Vorgaben erhalcen, doch komme das selcen vor, weil das 
Parlament sich zu den vielen dort verhandelten Einzelfragen meist nichc rechczcitig eine 
Meinung bilden kann, und die Vorgaben sind im Regelfall auch nicht bindend, weil sonst 
die Österreichischen Minister in Brüssel gar keinen Verhandlungsspielraum mehr häcten. 
Im Übrigen nützen Vorgaben nichts, wenn man einfach überstimmt werden kann. 

Wichtiger als die 3-prozentige österreichische isc die 97-prozentige Mitwirkung der an­
deren Völker in der EU. Sie wählen ihre Abgeordneten zum Europäischen Parlamem 
und ihre nationalen Parlamente, von deren Mehrheitsverhälmissen meist wiederum ihre 
Regierungen abhängen, deren Mitglieder im EG-Ministerrat mitwirken; wo das nicht 
der Fall ist, entscheiden die nationalen Präsidentschaftswahlen. Berücksichtigt man, dass 
der Ministerrat immer noch eine stärkere Stellung im EG-Gesetzgebungsprozess als das 
Europäische Parlament hac, kann man fast zum Schluss kommen, dass die deutschen oder 
die französischen Wahlen für uns wichciger sind als die österreichischen. Bemerkenswert 
ist auch, dass es innerhalb der EU den Mitgliedstaaten überlassen bleibt zu bestimmen, 
wer jeweils zu ihrem Volk gehöre und da.ller mitwählen kann. Bei uns in Österreich sind 
das bei den Nationalracs- und Landtagswahlen nur die österreichischen Scaacsbürger, aber 
in manchen anderen Ländern dürfen auch Bürger aus Dricrstaaten wählen, zum Beispiel 
in Großbritannien bescimnue Commonwealth-Bürger, und überall bestehen umer­
schiedliche Regeln zur Einbürgerung. Einen privilegierten Zugang zur Scaacsbürgerschafi: 
und damit auch zur Micbescimmung in der EU gibt es etwa für Hongkong-Chinesen 
in Großbritannien, Menschen aus den Exkolonien in Frankreich, Südamerikaner in 
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Spanien, Brasilianer in Portugal, Exjugoslawen in Slowenien, ethnische Ungarn aus
aller Welt in Ungarn, Mazedonier in Bulgarien oder Moldawier in Rumänien. Dazu
kommt schließlich, dass mit jeder Erweiterung der EU weitere Völker hinzukommen.
Mit Kroatien und der Türkei laufen schon Beitriccsverhandlungen, und auf der Liste der
Beicriccskandidacen stehen weiters Mazedonien, Serbien und Bosnien, und möglicherweise
kommt auch das Kosovo hinzu. Die aus den „Völkern Europas" bestehende demokratische
Legitimationsbasis der EU ist somit für diese selbst wie für die einzelnen Micgliedscaaten
strukturell unbestimmbar.
Auch die Verfahren der EU-internen Willensbildung sind aus demokratischer Sicht nicht
unproblematisch. Es beginnt damit, dass die grundlegenden politischen Entscheidungen im
so genannten Europäischen Rac getroffen werden, der sich im Wesenclichen aus den Scaats­
und Regierungschefs der Mitgliedstaaten zusammensetzt (der österreichische Vertreter ist
der Bundeskanzler) und hinter verschlossenen Türen tagt. Auch die G eseczgebung ist sehr
regierungslastig, weil in ihr der Ministerrat aus den Rcgierungsvercretcrn der einzelnen
Micgliedstaaten das größte Gewicht hat. Das Europäische Parlamenc kann zwar zum
Teil gleichberechtigt mitentscheiden, aber eben nur zum Teil. In manchen - auch wich­
tigen - Fragen, zum Beispiel der Kriminalicäcsbekämpfung, wird es nur angehöre oder
erst gar nicht gefragt. Die Verfahren selbst sind kompliziert und relativ intransparent.
Das Abstimmungsverhalten der einzelnen Vertreter der Micgliedscaaten im Ministerrat
wird erst seit kurzer Zeit publik gemache, und ofi: ist es das Ergebnis eines Abtausches
von verschiedenen Interessen hincer den Kulissen, so dass man es schwer bewerten kann.
Eine begleitende öffentliche Diskussion - wie jene zur Diensdeiscungsrichclinie - ist eher
die Ausnahme; meist findet sie zu spät, nämlich erst dann statt, wenn der Rechtsakt schon
beschlossen ist und in den Micgliedscaacc:n umgesetzt werden muss. Alles das verleitet
die Politiker auch immer wieder dazu, unpopuläre Entscheidungen statt einzeln und zu 
Hause gemeinsam im weniger öffenclichen EU-Rahmen zu treffen und sich dann uncer 
Berufung auf „Brüsseler Vorgaben" zu rechcferrigen. Man nenne das in Analogie zur 
Geldwäsche auch „Politikwäsche"; gemeinsam ist den Begriffen die Verschleierung der 
illegitimen Herkunfi:.
Am bedenklichsten ist wahrscheinlich, dass wegen der Verflechtung der Entscheidungs­
ebenen und -prozesse ofi: keine klare Verantwortlichkeit für EU-Entscheidungen ausge­
macht werden kann - oder einfacher ausgedrückt: Als Unzufriedener weiß man nicht
reche wen man abwählen soll. Innerösterreichische Wahlen (auch zum Europäischen
Par!a:Uenc) haben nur marginale Effekte, und an Wahlen in anderen Mitgliedscaacen
nehmen wir nicht teil. Leczclich ist dieser Zustand nur erträglich, wenn man die Wähler
und Vertreter der anderen Micgliedscaacen auch als eigene anerkennt, so, wie die Steirer
das im Bundeskontext mit den Wienern oder Tirolern halten.
Bei alldem darf freilich nicht vergessen werden, dass das österreichische Volk dem EU­
Beitritc mit Zweidrittelmehrheit zugestimmt hat und die EU trotz aller Mängel im 
Vergleich mit anderen internationalen Organisarionen keineswegs schieche abschneidet:
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Anders :t.l� die meisten von ilmcn h,u i<' cbc:n zum ßci_picl ein dirckc gewähltes Pa.rla­
mem mir erheblichen Befugnissen und e:incn Guichr.1hof. der rechcsraarliche rnmlard
sichere. Und für die europäische Inrcgrarion gibt es guce Gründe: Sie i. t nicht rmr Teil
der Globalisierung, sondern auch Ancworc darauf ie schützt die Micglicd.staaccn,
auch und gerade die klcincn, vor manchen negativen Folgen, indem sie: zum Beispiel
Minde. tstandard, im Arbeicsrt!chc oda bc.im Umwek�churz verlange und d11mic einem
ausschließlich wircschalilich oriemicrtcn Scandorrwc:rcbcwcrb nad1 Lllltcn Grenzen setzt;
und sie gibt ihnen (zum Bei pid im R:ihmcn der Wclthanddsorg:inisation) eine cffi:kcivc
Möglichkm zur Micgesrn.lmng, die die mcisrcn von ihnen allein nichc h:ircen. Allerding;
hat sk ihren demokracischcD Preis.

3 Privatisierung 

Auch die Privatisierung ist c:in „globab" Treml. der in den 80cr-Jabrcn umcr "fäatchcr
und Rcag:in cingcsc,lt und nach und nad1 fase alle we clichcn ln<lustrit'.St:aacen (und
aud1 cini�c andere) erfusr hac. Dahinca standen sraaclichc Finanzierungsprobkmc
u.nd die Uber,ceugung von der größeren Effizienz des Marktes und markcförmigcr
Organisation prin_zipicn. DerGcdankchatdanu auch inllcchcsakw1 der EG Nicd=chlag
gefunden und in Osterreich Wirkungentfalcec.

3.1 Formen 

Privatisierung ist ein Sammelbegriff und scehc für eine ganze Reihe von Erscheinungen:
d_en Verkauf von scaadichen Anteilen an Unternehmen (Vermögensprivatisierung), die
Ubercragungstaatlicher Aufgaben, die von einem Amc oder einer Behörde besorge wurden,
an ein privatrechtlich - etwa als Akticngesellschafi oder CeJ.dl.schafr mir bcschr:i.nkrer
Hafi:ung - organisiertes, aber immer noch scaaclich beherrschtes Unternehmen (Or._r:,,1m­
s,monsp1·iv.-iwfrr1mg oder Ausglii:ck!nmg). die Übertragung einzdner Tdlaufgabc:n einer
sraacliche.n Vcrwalcungsräcigkcir an (cchrc) Privatt· (F1ml.:tionspri11,1tisimmg) und schließ­
lich den vollständigen Rückzug des Scaarcs aus bescimmcen Aufgaben, deren Erfüllung
dann ganz dem Markt überlassen bleibe (Aujg,,benprivatisierung).

Seit 1990 hac der Bund in 85 Fällen alle oder einige seiner Anteile an staatlichen
Unternehmen direkt oder indirekt (durch die Sraacsholding ÖIAG) verkauft, zum
Beispiel Aktien von Flughäfen, Wohnbaugesellschafi:en, der Bank Auscria und von
Scahlfirmen wie Schöller-Bleckmann oder der VOEST Alpine. Alles ist noch nichc weg:
Es gibt noch ungefähr llO Bundesbeteiligungen an Gesellschafi:en, von der Afrikanischen
Entwicklungsbank über die Bundesforste bis zur Braunviehzuchtgenossenschafi: Voitsberg;
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manche Beteiligungen wurden auch nur an Länder oder Gemeinden übertragen. Die 
Beispiele zeigen, dass Unterschiedliches betroffen ist. Zum Teil gehe es um Tätigkeiten, die 
man mit Fug und Reche dem Marke überlassen kann: Die Scahlprodukcion ist nichts, was 
der Staat besonders guc kann oder was ohne Staat nicht passiere. Zum Teil aber handele 
es sich um Aktivitäten, für die das nicht auf der Hand liege, und in diesen Fällen können 
staatliche Anteile sinnvoll sein. 

Auch die umfangreiche Ausg!iederungspraxis der letzten Jahre beuiffi ganz un­
terschiedliche Bereiche: gewinnorientierce Aufgaben wie jene des Dorotheums, 
der Österreichischen Salinen oder der Telekom Austria, gemeinwircschafcliche 
Leistungen wie zum Beispiel jene der Bahn, der Post, der Bundestheater, des Schlosses 
Schönbrunn, des Aucobahnbeueibers ASFINAG, des Bibliothekenverbundes oder der 
Ernährungsagentur, Hilfstätigkeiten für den Staat selbst, etwa durch die Bundesimmo­
biliengescllschali:, das Umweltbundesamt oder das Bundesrechenzentrum, und sogar 
verschiedene Hoheitsaufgaben wie die Landwircschali:sförderung (AMA Austria), die 
Arbeitsvermittlung und Arbeicslosenverwalmng (AMS), die Flugsicherung (Austro 
Control) oder die Finanzmarktaufsichc (FMA); da diese Unternehmen zwar scaaclich 
beherrscht, aber nicht Teil der Verwaltung sind, müssen sie eigens mir Hoheitsgewalc „be­
liehen" werden. 

Für die - ebenfalls erheblich zunehmende - Einbeziehung Privater in die Erfüllung 
staatlicher Aufgaben bildet die Rechcskomrolle dn zentrale Feld. Privace bcm:iben 
Eigenkontrolle, zum Beispiel bei der Selbstzertifizierung von Produkten, der lrciwilligcn 
Umwelcbetriebsprüfung oder bei der internen Risikokonrrolle und Revision bd Banken, 
oder Fremdkontrolle, zum Beispiel, wenn zugelassme Umernchmcn Produkte anderer 
Firmen zertifizieren, Tierärzte Fleisch „beschauen", Gutachter Anlagen untersuchen, 
Rating-Agenturen Bankrisiken bewerten, Bankprüfer Abschlüsse besräcigen . .,anerk:mntt 
Qualitätsprüfer" Bankprüfer prüfen, ,,Accescoren" und„Bescheinigungssrdlen• incercssier• 
ten Unternehmen eine ordnungsgemäße Aufi:ragsvergabe bestätigen oder RechrsanwiÜrt: 
und Banken die Geschäfi:sbeziehungen mit ihren Kunden auf Verdachtsmomente für 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung durchforsten. Eigen- wie Fremdkontrolle 
sind hicr jeweils Tcilaufg;i_ben im Rahmen einer sraarlichen Go=n-c.ranrv,orrung. Die 
Einbc:ziehu ng Privacer endet aber n.ichc bei der Konrrolle, sondern beginn,manchmalschon 
bei der Re htscczung. Beispiclswcisc werden „rechnischc Normen", die zwar keine Ge.setze 
sind, aber in besrimmrcn Bereichen große rechcliche ßedeumng haben, im Rnhnwn des 
Österreichischen Normungsinstituts von Industrieexperten und Verbrauchervertretern 
erzeugt und Berufsverbände erscdlcn ofi Ve.rhalccnskodizts für ihre Mitglieder. Auch 
die Erbringung anderer gemcinwLrrschalilicht:.r Lcisrungcn wird zunehmend Privaten 
anvertraue, die dabei in einem raatlichen Komcxt agierc.-n: die Autozulassung den 
Versicherungen, die Organisation der Abfallsammlung spezialisierten Entsorgungsfirmen, 
die Bemessung und Einhebung bescimmter Steuern den Banken oder die flächen­
deckende Telefon- und._Srrorngru.ndversorgung (den „Universaldienst") den privatisierten 
Exmonopoliscen. Die meisren dieser Akcivicäten haben auch internationale Dimensionen, 
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wie mulcinacionale Bank- wi.d \X'ircschali:sprüfung:;ge ·cllschali:en, international agierende 
technische Prüf. oder Emsorgung,konzcrm:, aber auch Zusammenschlüsse wie jene der 
zugelassenen Zmifizierer (EOT ) oder die Zivillufrfulmvercinigung (IATA) zeigen. 

Natürlich gibt es auch Mischformen und Kombinationen verschiedener 
Privacisierungsformen. Wichtige Fälle bilden die Ausgliederung als Vorstufe der 
Vermögensprivacisierung und die Entmonopolisicrung von Versorgungsleistungen. Sie 
können ihrerseits wieder kombiniert werden und wurden auch kombiniert: Zum Beispiel 
hat der Bund die ehemalige Pose- und Telegraphenverwaltung zunächst (unrer anderem) 
in die Telekom Austria AG ausgegliedert, ihren Täcigkeicsbereich (nach EG-Vorgaben) 
privacer Konkurrenz freigegeben und dann seine Aktienmehrheit an die Börse gebracht. 
Die Telekom Austria stehe heure zu drei Viertel in Srreubesitz; der Staat hälc über die 
ÖIAG noch ein Viertel der Aktien. Nur als Universaldienscleister ist sie noch in scaacliche 
Aufgabenerfüllung eingebunden. 

3.2 Folgen 

Auch Privatisierungen haben Folgen: für die Art und Weise, wie Entscheidungen getroffen 
werden, für die Maßstäbe, an denen sie sich orientieren und für die Kontrolle, denen sie un­
terliegen. Zunächst einmal finden auf sie Privatrecht statt öffentliches Reche Anwendung. 
Das betriffi: die Organisationsform - Akciengesellschali:en oder Gesellschaften mir be­
schränkter Haftung scact Behörden und Dienscscellen -, die Handlungsform - Verträge 
und allgemeine Geschäli:sbedingungen stacc Bescheide und Verordnungen-, das Verfahren 
- Vertragsverhandlungen statt Verwaltungsverfahren - und den Rechcsschucz - zivil­
rechtliche Klagen scatc Berufung vor Verwaltungsbehörden und Beschwerden vor dem
Verwaltungsgerichtshof- und ist auch inhaltlich von Bedeutung: Wenn nichts Besonderes
anordnet wird, stehe das Unternehmenswohl, nicht das Gemeinwohl im Mittelpunkt der
Tätigkeit der privarisiercen Rechtscräger. Ihre Leistungen erbringen sie nach Marke- und
nichr nach Gleichheitsgesichtspunkten. Verfahrensgarantien wie das Reche auf Teilnahme
der Betroffenen, der Schurz gegen Befangenheit oder die Begründungsbedürli:igkeit von
Entscheidungen fallen ebenso weg wie Verfassungsgarantien, unter ihnen vor allem die 
demokratische Verantwortlichkeit, weil privatisierte Rechcsträger nicht mehr Teil der 
Verwaltung sind, die vom Parlament kontrolliere wird. Verwalcungsrechcsschucz ist billig, 
Zivilrechtsschutz teuer. 

Alles das isc nicht weiter schlimm, soweit es keine öffenclichen Aufgaben betriffi. Für 
die Stahlproduktion brauchen wir keinen öffendich-rechclichen Schurz (und haben ihn 
auch früher innerhalb des Scaaces nicht angewendet); hier sind die privatrechtlichen 
Mechanism_en tatsächlich adäquater. In anderen Bereichen liegt das allerdings nicht auf
der Hand. Uberall dort, wo Enrscheidungen getroffen werden, die wir als politische begrei­
fen, wo in Rechte der Bürger eingegriffen wird oder wo es um grundlegende wirtschaft­
liche Leistungen geht, die der Marke nicht allen Menschen zu akzeptablen Bedingungen 
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zugänglich macht, reichen winschafi:liche Freiheit und Effizienz nicht aus. Daher haben
sich im Privatisierungsrecht auch Gegenstrategien entwickele.
So hat der Verfassungsgerichtshof aus der Bundesverfassung Ausg!iederungs- und 
Privatisierungsverbote für staadiche Kernaufgaben wie die Außen- und Sichcrheirspolirik
und für eingriffsintensive Bereiche abgeleirec. Private Söldnertruppen srart des Bundes­
heeres, eine Privaepolizei, private Gefangnisse oder auch eine Privaezivildienstvcrwalmng
sind bei uns daher nicht zulässig. Für Ausgliederungen in anderen Bereichen verlange der
Verfassungsgerichtshof die Sicherstellung ausreichender demokratischer Verantwortlichkeit:
Miniseer müssen dem Parlamenc gegenüber Rede und Antwort seehen, und damit das bei
ausgegliedenen Rechesträgern nicht ins Leere läufi:, müssen sie auch ausreichenden Ein­
fluss auf deren Geschäfi:sführung haben; in vielen Fällen sind also geseezliche Weisungs-, 
Auskunfi:s- und Einsichtsrechee notwendig, die über jene des bloßen Eigencümers eewa 
einer Aktiengesellschafi: hinausgehen. ,,Polieische" Entscheidungen, zum Beispiel über den 
Neubau einer Aucobahn oder die Maucpflicht und -höhe, bleiben in der Regel beim Seaae, 
„technische", wie die Baudurchführung und die Ausgestaltung des Maursysrems, werden
dem ausgegliederten Rechtsträger, in unserem Beispiel der ASFINAG, übertragen. Private
wie die erwähnten Produktzertifizierer, die an besrimmeen Verwaltungsaktivieären mit 
eigener Gestalmngsmachr mitwirken, bedürfen regelmäßig einer staatlichen Zulassung,
die encsprechende Sachkunde, Ausstattung, Unabhängigkeit und eine Versicherung
für Hafi:ungsfalle voraussetzt und bei gravierenden Problemen wieder entzogen werden
kann, und für das Verhälrnis von Zertifizierer und geprüfi:em Uncernehmen gelren viele
Sonderregeln, die ein ordnungsgemäßes Prüfungsverfahren sicherstellen sollen und an 
Derailliercheir jene der meisten öffentlich-rechtlichen Vorschrifi:en übercreffen. Auch
für die privatisierte Versorgung mit wichtigen Güeern und Dienstleistungen eriffc den
Staat eine Gewährleistungsverantwortung: Er muss die Versorgung zwar nicht mehr
selbst leisten, aber sicherstellen, dass sie für alle zu annehmbaren Bedingungen funkti­
oniert. Das einschlägige Recht enthält daher Regeln zur Verteilung der Ressourcen (zum
Beispiel von Funkfrequenzen oder Leitungsrechten) unter den Wetebewerbern sowie
gemeinwirtschaftliche Zielvorgaben (,,Universaldienstverpflichtungen", zum Beispiel zur 
Herstellung eines Internetanschlusses für jeden Interessenten zu einem angemessenen
Preis) und ermächtigt und verpflichtet den Staat, um effektiven Wettbewerb erse einmal
herzustellen, dominanten Exmonopolisren besondere Pflichten gegenüber Konkurrenten
aufzuerlegen (zum Beispiel zur Duldung der Micnutzung ihrer Leitungen). Die Kunden 
privatisicreer Versorger werden durch ein spezielles Verbraucherschutzrecht geschüezt,
das zum Beispiel die Diskriminierungsverbore, die Pflicht zur Verwendung allgemeiner
Geschäfi:sbedingungen, Transparenz- und Dokumencationspflichten für die Abrechnung
und schonende Modalitäeen für Vertragsbeendigung umfasse.
Die Privatisierung auch von Teilen öffentlicher Aufgaben kann offensichtliche Vorteile
bringen, wie sich beim Schloss Schönbrunn oder im Telekommunikaeionsbercich gezeigt
hat. Aber nicht jede Privatisierung hat sich bislang als Erfolg erwiesen. Typische Probleme,
die dabei aufi:auchen, sind die U nübersichtlichkcit des Staates, der sich im ausgeglie-
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dcrren Bncich in eine \'iclzahJ von Gcscllschafi:cn :1.uAöst (LlJlcl ·i<'. manchm.,l auch ab chuldcnparkplatz und politische Versorgu11g.rn·ie�en mis�brnachc), die Vcrmischun�von Staats- und Markepriazipie.n sowie ölfenclich- und prh·arrechclichcr Elemente, di�oft bdkbig er ·chcinc unJ dne kon c9uöm: Lösung ,·on Einzelfragen er.schwer., und vor allem die Kosten _mvic die begrenzte Wirkung der gcnanncc.n Gegi:n crncegic:11: Sieverlangen eine hoh.: Rcgulicrnngsd1chte, eine Viclzahl ,'On Aufsichcsorgancn, spo.i­dfo1 ökonomischen Sachvcrsrand, grnßc srnatlichc Aufmerksamkcie und erheblichen Durchserzung,willen, gelegentlich auch gegen (Rest-)Eigcnciirncrinctrtss ·n des St:1:itcsselbst. Eiscnba.hn- oder Srromleitungsneeze, die nichr bdicbigvcrdoppdr werden kö.nnc:nund daher aL, "nacürlichc" Monopole gelcen, lassen sich_schwerin Wcccbcwcr-bsstru.krurenä.bcrfiihren. Für Baluirransporcdiensrlei., cungen und die Stromproduktion al.s �alchc gilcJ:1.� :r.war nichr, doch wenn d!L� Ergebnis aller Reformen nur in der Erscczu ng eines sr:rnrli­chen Monopols durch ein (halb-)priv:icc.� Oligopol bcsrche, frngr sich, ob ich die Mühe ge­lohnt har. Auch unabhängig davon crmögl ichr djc Privatisierung unc-cr den Bcdi.ngungcnincem:irionnlc:r Kapicalvcrkehrsfrcihcic 1.,u äczlichc Lrnd nicht minder bedenkliche privaec:
M:ichcakk1.1mulatio11cn.
Wie die Globalisierung mindere also auch die Privatisierung die Bedeutung des Staaees: Im 
einen Fall verliert er Mache an übernationale Organisationen, im anderen an Private. Und 
wie mit der Globalisierung ise damit ein Verlust demokratischer Seeuerungsmöglichkeic
verbunden,

4 Terrorismusbekämpfung 

Auch der Terrorismus ist Teil der Globalisierung geworden und die Amwort darauf
ebenso, niche erst, aber besonders seit dem 11. September 2001. Thema soll hier nicht die
(auch selbs t -)zerstörerischc Preisgabe elementarer rechtstaadicher Standards, etwa der
Verbote des Angriffskriegs, der Folrcr oder der Freiheitsberaubung ohne Rechtsschutz,
sondern die „normale" Reaktion zivilisierter Staaten wie Öseerreich sein.
Auch in diesem Bereich gibc es mittlerweile eine Vielzahl internationaler und europäischer
Vorgaben im Rahmen der UNO, des Europarares und der EU. Zum Teil sind sie ganz
konkreeer Nacur, wie die Verpflichtung zum Einfrieren der Konten Osama bin Ladens
und anderer namentlich gen:umtcr Personen und Organisationen, zum Teil verlangen
sie allgemeine Maßnahmen wie die chaffung bc�onderer Srrafi:arbestände. Beispiele aus
der Fülle der einschlägigen Rccht.salm: bilden die UN-übereinkommen zur Bekämpfung
terroristischer Bombenanschläge 1997 und zur Bekämpfung der Finanzierung des
Terrorismus 1999, die UN-Sicherheitsresolutionen über Maßnahmen gegen bestimmte
terrorismusverdächtige Personen und Organisationen 2000/2002, das Europarats­
Übereinkommen zur Verhütung des Terrorismus 2005, die Europararskonvention über
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Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung sowie Ermirclung, Beschlagnahme und Einziehung 
von Erträgen aus Scrafi:aten 2005, die gemeinsamen Standpunkte des Rares der EU über 
die Bekämpfung des Terrorismus und über besondere Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Terrorismus 2001, die EG-Verordnung über spezifische, gegen bestimmre Personen und 
Organisacionen gerichtete resrriktive Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus 2001, 
der EU-Rahmenbeschluss zur Terrorismusbekämpfung 2002, der EU-Rahmenbeschluss 
zum Europäischen Hafi:befehl 2002, die EG-Richclinien zur Verhinderung der Nurzung 
des Finanzsysrems für Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 2005 und zur 
Vorrarsspeicherung von Telekommunikationsdaten 2006 und der Vertrag von Prüm 
zwischen Belgien, Deutschland, Spanien, Frankreich, Luxemburg, den Niederlanden und 
Österreich über die Vertiefung der grenzüberschreirenden Zusammenarbeir, insbeson­
dere zur Bekämpfung des Terrorismus, der grenzüberschreitenden Kriminalirät und der 
illegalen Migration. Alle diese Akten b.:cin8ll5sen die Formcn nacionalcr Terrorismus­
bekämpfung und ihrer internarionalen Koordinicrungund.sic verstärken die: Entwicklung 
zum Sichc,hci.t.<sttlllt, die sich bereits seit den 90cr-Jahrcn beobachten lässt. 

4.1 Formen 

In Österreich har sich dies in einer ganzen Reihe von Rechtsbereichen niedergeschlagen. 
In das Strafechtwurden drei neue Tatbestände aufgenommen. ,,Terroristische Strafi:aten" 
von Mord bis zur Flugzeugentführung waren natürlich schon bisher verboren; wer sie aber 
mit terroristischem Vorsatz begeht, wird nun unter diesem Tirel stärker bestrafi:. Neu 
ist die Strafbarkeit der Gründung einer „terroristischen Vereinigung", auch bevor diese 
Verbrechen begeht, und auch wegen „Terrorismusfinanzierung" macht man sich unabhän­
gig von der Ausführung von Anschlägen scrafbar. 

Im Strafprozessrecht wurden die rcchclicben Möglichkeiten von Scaaq;anwalrschafi: und 
Polizei zur Aufklärung von Scrafiatrn wesentlich erweitert. Zulässig sind no nmchr unrer 
bestimmten Vorau. si:czu:ngen unter andcrt:m geheime Abhörmaßnahmen, der ugroßc 
Späh- und Lauscha.ngriff", also das Spionieren mittels Mikrofonen und Kameras in 
Privacr.iumcn bei glciclm:itiger Aufzeichnung, die Überwachung von Telefon-, E-Mail­
u11d lnccrneckommuoikation der Bürger, die (für den Becroffenen nicht erkennbare) ver­
deckte Fahndung, die „Ra tcrfo.hndung", in der große Dat:t'llmengen durchforscer werden, 
um Verdächtige mit bestimmccn Eigenschafren oder Vcrhaltsweisen herauszufilrern, 
die „Kronzeugenregelung", nach der jemand der seine Mircäter verrät, milder bescrafi 
wird, und die Beweisfiihrung mictds :uionrmer Zeugen, enva Spitzel, die ihre Identität 
im Prozess nid1c preisgeben müssen. 1n diesen Kontext gehöre a uch die vcrcinfuchcc 
Auslieferung an and,n:EU-Srnaccn aufgrund cines europäi�chcn Hafi:bcfchJs. grundsäu­
lich auch von Ö ccrrcichcrn und für Dclil"Te, die in Österreich gar nichc scrnfbar sind, und 
ohne intensive Prüfung des Verdachts oder des ausländischen Urreils. 
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Aufgabe der Polizei ist nichr nur die Aufklärung bereits begangener, sondern vor 
allem die Verhindt:ru_ng künftiger Srra.liacen. Da. dafür gelcende Polizcm·rht har
ch<'.11falL bed,rncc-ndc Andcrungcn crfn.hren. Zum einen wurden c-igcm, Bundes- und 
Landcs�mccr för Verfa.s.sun�chucz und Terrori.smmb kämpfung cingc:riclm:.t, zum 
andcrc.n die Polizcibefogn�c Schritt für chrirr crweitcrr, ci c: zur (auch gd,cimrn) 
ichcrhcitsübcrprüfung von Personen, zur verdeckten Ermitclung, z□r Aus.srdlung 

von Fal�ch.urku11dc.n nnd andere ?\laßnnhmen 7.um Schurz von „ errraucnspersonen" 
(Sp,udn), zu Späh- und L�uschangriff,:.n. die fa,r o wcic gditn wie jc:nc: nach dl·r 
Srrnfproze.sso.rdnung, zur Videoübctwachung öffentlicher Orte, mr Verwendwtg au­
tomarischer Kennzeichcnerkennungsgeräte und vor allem zur „erweiterten Gefahren­
erforschung", also zur Beobachtung von Gruppierungen, die noch nichrs angestellt 
haben, ,,wenn im Hinblick auf deren bestehende Strukturen und auf zu gewärtigende 
Entwicklungen in deren Umfeld damit zu rechnen ist, dass es zu mir schwerer Gefahr 
für die Öffentlichkeit verbundener Kriminalität" kommt. Die mit allen diesen Mitteln 
gewonnenen Daten werden in Informationsverbundsysteme eingespeisr und unter be­
stimmren Voraussetzungen mit Europol und den Sicherheitsbehörden anderer Staaten 
gereilc . Ähnliche Befugnisse räumr ein relariv neues Militärbefugnisgesetz dem Militär ein, 
vor allem dem militärischen Nachrichtendienst, und dies nicht nur zum Eigenschutz, son­
dern auch zu anderen Zwecken, die nur vage mit der nationalen Sicherheic zu tun haben. 

In das Fremdenpolizeirecht hat man den (bloßen) Terrorismusverdacht als Einreisever­
weigerungsgrund aufgenommen. Das Berufsrecht verlange neuerdings von Banken, 
Rechtsanwälren, Notaren und Immobilienmaklern, dass sie bei Geschäfi:en, die der Geld­
wäsche oder der Terrorismusfinanzierung dienen könnten, die Kunden identifizieren, den 
Verdachr der Polizei melden und die Abwicklung bis zu seiner Klärung aussetzen. Kurz 
vor der Verabschiedung steht derzeit eine Änderung des Telekommunikationsrechts, die 
in Umsetzung einer EG-Richdinie die Betreiber verpfüchrcr, die Kommunikationsdaten 
aller ihrer Nutzer sechs Monate lang auf Vorrat zu speichern und den Behörden in be­
stimmten Fällen zur Verfügung zu stellen. Auch wenn der Inhalt von Telefongesprächen 
oder E-Mails nicht darunter fällr, erlaubr dies den Behörden festzuscellen, wer wann 
welche lnternerseire aufgerufen oder mit wem per E-Mail korrespondiert oder wie lang 
telefoniere hat, und auch wo sich jemand zu allen Zeiten aufgehalcen hat, in denen er sein 
Handy eingeschalcet bei sich rrug. 

Das isr schon für sich eine beeindruckende Liste. Sie isc aber nicht vollständig und an ihrer 
Verlängerung wird nach wie vor gearbeitet. Aktuelle Wünsche aus Deutschland becreffen 
etwa die Befugnis der Polizei zur Nurzu ngder elekcronischen Maucdaren und zur geheimen 
Onlinedurchsuchung von privaten Computern mit Hilfe von speziellen Programmen 
(,,Bundestrojaner"). Betrachtet man die Entwicklung in einem etwas längeren Zeitraum, 
wird die „Salamirakrik" dahinter deuclich: Die meisten Befugniserweiterungen sind für 
sich genommen nicht weiter dramatisch; in ihrer Summe bewirken sie aber erhebliche 
Veränderungen in zentralen rechtstaatlichen Bereichen. 



208 
4.2 Folgen 
Bei aller Notwendigkeir der Bekämpfung von Terrorismus und Kriminalität muss man sehen, was sie bedeuten: Strukturell gehr es um die Vorverlagerung der Strafbarkeit vor die 
eigendiche Tat, prävcncivc ?t,lh;c1maßmzlnn�n a1"h ohne ko11krcm1 Verdacht, die massive 
Sammlung und /lerwe,nd,mg 1•011 D,ztrm Unb.:tciligt«. da. Endringm in Kernbereiche der 
Privatsphäre, dk srarkc AmwdflmJ[ gehdlller Em1ittl1mgm, die :1.unchmcndc Jndienst­
nahme Privater und ein vt:rstiirk.rt:s Vt:1·frm11:11 ,zuf {111.SLii11di.Jche Behörden. 

Nun wurden und werden solche Befugnisse nichr einfach so eingeräumt, sondern die ein­
chlägigen Ge erze enchalccn aud1 orschriften, die ihren Missbrauch verhindern sollen. 

Zu die!i<?n Gegmm-,ttr:gim gehören die Bindung der Befugnisse an besrimmte Zwecke und Vornusscc:zungtn, ihre Beschränkung auf schwere Fälle, das Verhälmismäßigkeitsprinzip, das ihre Inanspruchnahme nur .:rlaubt, wenn mildere Mittel nicht zur Verfügung stehen, Regelungen, die ihre Ausübung von der Erlaubnis eines unabhängigen Richrers abhängig 
machen, Dokumentationspflichten, um ihre Rechtmäßigkeit nachträglich kontrollieren zu können, und die Einrichtung von besonderen Rechtsschutzbeaufrragcen, denen die Überwachung geheimer Maßnahmen obliegt. 
Diese Gegenstraregien helfen natürlich, aber sie helfen nicht ausreichend. Das liegt
zunächst an der Unbestimmtheit der gesetzlichen Beschränkungen, die oft aus kompli­
zierten Verweisungsketten bestehen, in denen sich ein vages Wort an das nächste reiht. Den Behörden wird damit ein großer Spielraum eröffnet: Wann ist etwa „im Hinblick auf die bestehenden Strukturen und auf zu gewärtigenden Entwicklungen im Umfeld" einer Gruppe mit Kriminalität „zu rechnen"? Auch Richter und Rechtsschutzbeauftragte 
wissen das oft nicht und folgen dann notgedrungen der polizeilichen Einschätzung. 
Geheime Maßnahmen haben es überdies an sich, dass sie den Beuoffenen verborgen blei­ben, und Eingriffe, die man nicht erkennt, kann man trotz aller Rechtswidrigkeit nicht bekämpfen. Auch ein Rechtsschutzbeauftragter kann erst tätig werden, wenn er von der 
Polizei informiere wird; selbst wenn er es tut, liege darin eine rechtsstaatlich unerfreuliche 
Mediatisierung und Paternalisierung des Rechtsschutzes. Schließlich verführen Befugnisse 
der erwähnten Are zu Rechtsverstößen. Die Erfahrung zeigt: Wo Daten vorhanden sind, werden sie oft auch zu illegalen Aktivitäten genutzt. Das beginnt beim Verkauf von 
staatlichen Zulassungsdaten an Privatdetektive und endet bei der Erpressung politischer 
Gegner mit Geheimdienstinformationen. 
Besondere Probleme bestehen im internationalen Bereich: Die polizeiliche und justizi­elle Zusammenarbeit innerhalb und außerhalb der EU schreitet voran; der Rechts- und Datenschutz der Betroffenen hinkt nach. Eine Auslieferung nach Rumänien ist heure vereinfacht möglich; ob den Berrofftn'cn dorr dn faires Verfuhren crn-:trrcc, ist zumindest 
nach den Vorstellungen der Europäischen Kommil;sion nicht mehr zu prüfen. Dk Rege­lungen des Abkommens über die ., berminlung der Daren von Flugpassagieren, das die 
EU mit den USA geschlossen bar, würden einer inncrmropäi chcn Gnmdrcclmprüfung 
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�:um st�ndh;l��· dweil sk die Verwendung und Weitergabe der Daten durch die ame­n ani_sc en e „ or _en weitgehend im Unklaren lassen. Die erwähnten Konten vonterronsmusverdachngen Personen wurden uf d G dl UN S. h h . . a er run age von Beschlussen des - 1c er e1tsrares eingefroren, der sich dabei a f I c · · · l' d 1. h . . u nrormanonen mteress1ercer mn-g 1e Staat 1c er Geheimdienste stützte Auf der L · d B a: 6. d R • h · 1ste er ecrouenen n en sich vielelc tlge,d'lbc� auch Personcn und Organisationen, die nur wegen vager Verdächtiguno-en0 er gar ur 1 Namen ·verwcchslungen darauf gerieten; auch sie sind von ihren mac�ri­�lei� Re.s.sourcen abgeschnirr�n. Seic 2001 bemühen sich einige von ihnen vergeblich um _ec tsschurz: UNO-Entscheidungen können gerichtlich nichr kontrolliere werden unddie Anfechtung v�n Durchführungsmaßnahmen der EG und der }.fitglied,raaten ist bis-l�ng daran gescheitere, dass sich die Gerichte an die UN-Vorgaben ucburidun c,.-1-, I Ub · 1.. · h d Vc d h o �• n1 utcn. mnge� asSt sie er er ac t auch in einem gerichtlichen Verfahren schwer entkräften,wenn die belastenden Daten nicht überhaupt einmal auf dem Tisch liegen· blei'be · · h s· h h - .. d , n sie, wie 1_er, aus ic �r eusgrun en geheim, kann von effektivem Rechtsschutz keine Rede mehrsein. Gegen die Uberwa�hung der weltweiten elektronischen Kommunikation durch dasEchelon-System der Nanonal SecurityAgency der USA ist auch ke· h 1· h K h m rec t 1c es raut ge-wac sen, und als bekannt wurde, dass alle europäischen Banküberweisungen, die über dasSWIFT-SyStem laufen, von den l!SA eingesehen wurden, haben sich diese nur zu vagenVersprechungen der Selbstbeschrankung nicht aber zur Auhgabc d' p · b lassen. ' 1eser rax1s ewegen 

Insge�amc erleben wir derzeit also auch eine Stärkung des Staates, die sich allerdings indeutlichen Fre1he1ts- und Rechtsstaatseinbußen auswirkt.

5 Verbleibende Staatsfunktionen 

":ic d_icscr �rsori,;chc Überblick ze.igr, hat ich der „gmc alte� Staar scnrk gewandelt. Fürvtdcs !St �r ni�hr mehr_zusrändig, weil darübcrübcrsrnadichc Scdlenodn Private cncschci­den. ln w1chc1ge11Bcre1chen findecersich \'On der höchsrenlmcanzzum.A f" I .l--d! S , . · . us u .1.ru.ngso.rgan �"' crr. crn Ternwrium hat er nicht mehr a!. ex.klusj-\•cn Emsch„1'duno- b. 'cl f ... ·d d · • ,.,. crCJ. 1 ur 
St 1• son cm mL1 ·s es zunehrn.:nd mit anderen teilen. Demokracischc und rcditsscaacl' eh.�'lac_hcorganisation, Machclcgitimicrung und Machcbcschränkung kann er nur.roch/ b:sch ranke le1srcn. 
Deshalb ist der rant abcr nicht übcrflüssig=vorden W'r brauchen ·1, f" d' •1· t• • 

• " • • 1 n ur 1c 11 11gest,1 -tmigder6/<1balism·uwt,dennnichma.aclic.heOrgan1·s,.;,,ncn ·'l' -· dd d · d „ 1 • ,l-Llv ,u t:Jn stn azu \ve er 1.n erLage noch legitirnicn. Wir brauchen ihn für die D111·rhsi:tum" imematipntz'•rß 'L-_1 · · 1 0 o ,. esm:usse, WCJ„ mrcr.naaona e rganisacioncn weder Truppen noch Polizei oder Verwalcuna bcamte d�ur h�c�: dc:halb lie� i� der Schw;icl1ung des Sca:ucs durch die Globalisi:ung undseiner Scarkung durch d.ic 1etron ·musbc.kämpfong auch kein Widerspruch. Wir brau-
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chen ihn nach wie vor zur Gewährleistung einer ausreichenden und verteilungsgaechten
Versorgung mit privatisierren Diensdeistungen von allg_emeiner �edeurung, und w1r brau­
chen ihn für eine zivilisierte Kriminalitäts- und Terrorzsmusbekampfung. 

Unersetzlich ist der Staat nach wie vor zur Aufrechterhaltung demokratischer und r�chts­
staatlicher Mindeststandards: Transparenz und öffentliche Diskussion auch imernanona­
ler und europäischer Entscheidungsprozesse lassen sich noch am ehesten im staatlichen 
Rahmen herstellen, die Qualität ihrer Ergebnisse hängt entscheidend von der Art der 
staatlichen Umsetzung ab und effizienten Rechcsschutz dagegen können (fast) unmer nur 
die staadichen Gerichte gewähren. Unerseczlich sind diese Funkcionen des Scaates dah:r 
auch als Notbremse gegen Fehlentwicklungen: Bei schweren Verscößen gegen Demo�rane 
und Rechtsstaat kann und muss er die Umsetzung oder den Vollzug der Jewe1l1gen 
Maßnahme eben verweigern.
Schließlich bleiben dem Staat trotz Globalisierung und Privatisierung noch erhebliche
Freiräume; hier kann er auch der gute alte Staat bleiben. 
Statt zu resignieren sollten wir also darauf drängen, dass. unser Staac s�i�e verbliebe�en 
Funktionen auch in ihrer neuen Gescalt erkenne, ernst mmmt und moghchst demokra­
tisch und rechtsstaatlich nutzt.

Univ.-Prof. Dr. Franz Merli 
Institut für Österreichisches, Europäisches und Vergleichendes Öffentliches Recht, 

Politikwissenschafi: und Verwalcungslehre 
Karl-Franzens-Universität Graz 
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